
..2

Die Stadtverordnetenversammlung

Tagesordnung I Punkt 11 der öffentlichen Sitzung am 16.06.2005

Vorlage Nr. 05-F-01-0040

Mahnmal der Künstlerin Jenny Holzer
- Antrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 25.04.2005 -

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird aufgefordert,

- zu berichten, welches Ergebnis die Anfrage bei der Künstlerin Jenny Holzer 
hinsichtlich des Standorts des geplanten Mahnmals erbracht hat; 

- den Stadtverordnetenbeschluss vom Juli 2003 in Bezug auf umgehende Realisierung 
des Mahnmals nunmehr endlich in die Tat umzusetzen, um so ein wichtiges Signal für 
Demokratie und Menschenrechte zu setzen.

Beschluss Nr. 0249

1. Die Stadtverordnetenversammlung nimmt die Erklärung des Oberbürgermeisters zu Vorlage 
Nr. 05.V-41-0017 (Beschluss Nr. 0470 aus der heutigen Sondersitzung des Magistrats) über 
die Einstellung der Verhandlungen mit Frau Jenny Holzer zur Kenntnis.

2. Der Antrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 25.04.2005 betr.

Mahnmal der Künstlerin Jenny Holzer

 hat in Spiegelstrich 1 durch die in der heutigen Sitzung geführte Aussprache seine 
Erledigung gefunden.

 Der 2. Spiegelstrich wird nach namentlicher Abstimmung mit 37 Ja- zu 43-Nein-Stimmen 
abgelehnt.

  

Dem Magistrat Wiesbaden,          . 06.2005
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin
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Der Magistrat Wiesbaden,           .06.2005
   -16-

Dezernat I/LOB und Dezernat VIII Diehl
mit der Bitte um Kenntnisnahme Oberbürgermeister
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